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   04. September 2003 
Pressemitteilung

Grundsicherung belastet Kreishaushalte
Nach einer internen Erhebung des Landkreistages Sachsen-Anhalt haben bei den 21 Landkreisen bis zum 30.06.2003 insgesamt 41.131 Personen Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz * beantragt. Obwohl nur das erste Halbjahr 2003 erfasst und die Landkreise zum 30.06. noch nicht über alle vorliegenden Anträge entschieden hatten, zeichnet sich bereits jetzt ein erheblicher Fehlbetrag bei den Landkreisen ab.
Ursächlich für diese finanzielle Mehrbelastung ist nach den Erkenntnissen des Landkreistages Sachsen-Anhalt insbesondere die vom Land im Zuge des Grundsicherungsgesetzes vorgenommene Kostenverschiebung zu Lasten der Landkreise und kreisfreien Städte in Höhe von rd. 15,0 Mio. Euro. Seit dem 01. Januar 2003 sind die Landkreise verpflichtet, Grundsicherungsleistungen auch an Bewohner von Pflege- und Behinderteneinrichtungen zu zahlen. Einen finanziellen Ausgleich des Landes hat es hierfür nicht gegeben, obwohl für diesen Personenkreis bis Ende 2002 allein das Land als überörtlicher Träger der Sozialhilfe finanziell verantwortlich war. Landkreise mit einer großen Zahl an Plätzen in Pflege- und Behindertenheimen sind nunmehr besonders belastet. 
„Nach den uns vorliegenden Daten wird die vom Bund jährlich bereitgestellte Kostenerstattung von 10,0 Mio. Euro zur Finanzierung des Gesetzes auf keinen Fall ausreichen. Deshalb ist es ein Gebot der Fairness, dass das Land seine Einsparungen aus dem Grundsicherungsgesetz an die Kommunen weiterreicht, um deren erhöhte Aufwendungen aus dem Gesetz zu mindern. Die Landkreise haben kein Verständnis dafür, neben einer unzureichenden Kostenerstattung vom Bund auch noch einseitig vom Land belastet zu werden,“ erläutert Heinz-Lothar Theel, Geschäftsführer des Landkreistages Sachsen-Anhalt. „Wir fordern Landesregierung und Landtag auf, sich bei der Aufstellung des Landeshaushalts 2004 zur Verantwortung des Landes zu bekennen und mindestens den vom Land aus der Grundsicherung eingesparten Betrag an die Landkreise und kreisfreien Städte auszureichen.“

*Seit dem 01.01.2003 erhalten alte und vollerwerbsgeminderte Personen eine bedarfsorientierte Grundsicherung, wenn ihr Einkommen und Vermögen zur Deckung ihres Lebensbedarfs nicht ausreicht. Zuständige Träger der Grundsicherung sind die Landkreise und kreisfreien Städte. Zum Ausgleich erhalten die Träger der Grundsicherung in Sachsen-Anhalt vom Bund rund 10,0 Mio. Euro jährlich.
V. i. S. d. P.: Landkreistag Sachsen-Anhalt, Geschäftsführer Theel, Tel.: 56531-11
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